
Zu § 14 Abs. 4

a) Unzulässigkeit der vorläufigen Entlassung
t

Einstweilige Verfügungen des Gerichts auf vorläufige 
Entlassung des Kranken sind unzulässig. In noch hö­
herem Maße würde dies für eine Entlassung auf Grund 
eigener Entschließung des Leiters des Krankenhauses 
gelten.
Unberührt davon bleibt die Befugnis des Leiters des 
Krankenhauses, den Kranken zeitweilig von dem sta­
tionären Aufenthalt in der Einrichtung zu entbinden 
(§ 13 Abs. 2 EinwG). Diese in vielen Fällen, insbeson­
dere zur Vorbereitung eines Aufhebungsantrags, erzie­
herisch und therapeutisch zweckmäßige Maßnahme läßt 
rechtlich die Einweisung weiter bestehen.

b) Unzulässigkeit der bedingten Aufhebung der 
Einweisung

Eine bedingte Aufhebung der Einweisung ist gleich­
falls unzulässig, so etwa die Aufhebung unter der Be­
dingung, daß für den Eingewiesenen eine angemessene 
Pflegestelle gefunden werde.
Zulässig ist es aber, die Aufhebung neben anderen Er­
wägungen (z. B. Besserung des Gesundheitszustands, 
nunmehrige Unterlassung abwegiger Handlungen) auch 
darauf zu stützen, daß für die Zukunft eine geeignete 
Pflege des Kranken (z. B. . durch Angehörige) als ge­
sichert betrachtet werden könne.

Zu §15 Abs. 1

Gegenstandslosigkeit der Beschwerde

Durch eine Rücknahme des Einweisungsantrags6 wird 
die Beschwerde des Eingewiesenen gegenstandslos.

Zu §15 Abs. 2

a) Zurückverweisung der Sache
Das in § 15 EinwG vorgesehene Rechtsmittel wird zwar, 
soweit es vom Antragsteller eingelegt wird, als Be­
schwerde bezeichnet. Es ist aber mit der Beschwerde 
der §§567 bis 577 ZPO nicht identisch;, denn 
es wendet sich nicht gegen einzelne im Verfahren er­
gangene Beschlüsse, sondern gegen die Entscheidung 
als Ganzes, die aber, obwohl sie eine4 mündliche Ver­
handlung voraussetzt, als Beschluß, nicht als Urteil, be­
zeichnet wird. Andererseits wird das Rechtsmittel des 
Staatsanwalts nicht als Beschwerde, sondern als Protest 
bezeichnet, der im Strafverfahren einer Berufung, 
nicht einer Beschwerde, gleichsteht.
Insbesondere besagt die Vorschrift nichts über eine 
inhaltliche Ausgestaltung des Rechtsmittels ähnlich der 
Berufung nach der ZPO. Deswegen kann in weiterge­
hendem Maße als nach der ZPO eine Zurückverweisung 
der Sache an das Kreisgericht erfolgen. In Abschn. II 
Ziff. 3 des Beschlusses des Präsidiums des Obersten 
Gerichts vom 24. Juli 1968 ist ausgeführt, daß eine Zu­
rückverweisung zulässig ist, wenn weitere Beweise zu 
erheben sind. Eine Zurüdeverweisung kann ferner u. a. 
in Betracht kommen:
— bei Nichterscheinen des Eingewiesenen in der ersten 

Instanz, falls nicht Gründe Vorlagen, von seiner An­
wesenheit abzusehen;

— bei örtlicher Unzuständigkeit des in erster Instanz 
entscheidenden Kreisgerichts, da eine Prozeßvoraus­
setzung fehlte und § 512 а ZPO in nichtvermögens­
rechtlichen Streitigkeiten nicht anwendbar ist, also 
hier auch nicht entsprechend angewandt werden 
kann; •

• Vgl. Bemerkung a) zu g 12 Abs. 3.

— bei Entscheidung durch die Strafkammer, statt durch 
die Zivilkammer.

b) Absehen von der mündlichen Verhandlung

Die Vorschrift des § 14 Abs. 4 Satz 3 EinwG, daß von 
mündlicher Verhandlung abgesehen werden kann, 
wenn der Eingewiesene nach Zurückweisung eines 
Aufhebungsantrags einen neuen Aufhebungsantrag 
stellt, ohne aber neue Gründe vorzubringen, gilt auch
— wenn der Eingewiesene nach Zurückweisung eines 
solchen wiederholten Antrags Beschwerde eingelegt 
hat — für das Beschwerdegericht.

Zu §16

Berechnung von Gebühren

Für die Berechnung der Anwaltsgebühren ist das 
Rechtsmittel des EinwG einer Berufung im Zivilprozeß 
gleichzusetzen, da es sich gegen die Entscheidung über 
das gesamte Verfahren wendet und die Bezeichnung 
„Beschwerde“ nur. äußerlich der Bezeichnung „Be­
schwerde“ im Zivilprozeß gleicht7.

A n m e r k u n g :

Die Kenntnis der konkreten rechtspolitischen Zielset­
zung des Einweisungsgesetzes ist für seine richtige An­
wendung von entscheidender Bedeutung. Im Stand­
punkt des Kollegiums wird daher besondere Aufmerk­
samkeit auf den gesetzgeberischen Grundgedanken ge­
lenkt als Ausgangspunkt für die Beantwortung von 
Fragen, die in der Praxis seit Inkrafttreten des Ge­
setzes eine wesentliche Rolle gespielt haben.

Das Gesetz dient der Verwirklichung des Grundrechts 
auf Schutz der Gesundheit (Art. 35 der Verfassung) 
im Hinblick auf die spezifischen persönlichen und ge­
sellschaftlichen Bedürfnisse psychisch kranker Bürger, 
denen der sozialistische Staat besondere Fürsorge an­
gedeihen läßt. Mit dem Schutz vor ernsten Gefahren 
für das gesellschaftliche Zusammenleben ist der Schutz 
der Person und der Würde dieser Bürger verbunden. 
Natürlich kann die nach dem Gesetz ausgesprochene 
Einweisung eines Kranken gegen dessen Willen den 
Verfassungsgrundsatz der Unantastbarkeit der Persön­
lichkeit und Freiheit des Bürgers in einer nach Art. 30 
Abs. 2 der Verfassung zulässigen Weise berühren. Mit 
dem im Standpunkt des Kollegiums dargelegten Aus­
gangspunkt für die Anwendung des Gesetzes wird aber 
der Betrachungsweise widersprochen, bei der Bestim­
mung seines Anliegens von der Regelung einer Ein­
schränkung des Grundsatzes der Unantastbarkeit der 
Persönlichkeit und Freiheit der Bürger auszugehen (so 
in den Ausführungen von C o h n  im Bericht über eine 
Beratung des 2. Zivilsenats des Obersten Gerichts in 
NJ 1970 S. 152). Die gesetzliche Konkretisierung dieses 
Grundsatzes wird gerade bestimmt durch das Erfor­
dernis des Schutzes des Kranken und der Gesellschaft, 
durch die Fürsorge des sozialistischen Staates mit dem 
Ziel der Gesundung und Eingliederung in die Gemein­
schaft.
Diese Erfordernisse stellen das Grundanliegen des Ge­
setzes dar und bilden den Ausgangspunkt für die Be­
antwortung der bei seiner Anwendung entstehenden 
Fragen. Dieses Grundanliegen hat in der Präambel des 
Gesetzes seinen Ausdruck gefunden. Darauf baut auch 
der Standpunkt des Kollegiums auf.
Oberrichter Dr. Werner S t r a s b e r g ,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts,
Vorsitzender des Kollegiums
für Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen

7 VgL Bemerkung a) zu § 15 Abs. 2.
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